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Stellungnahme 
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Bitte in der Antwort die 

GeschäflSZahl dieses 

Schreibens anführen. 

1986; 

19'85 

Zu den oben angeführten Entwürfen wird w�e folgt Stellung 

genommen: 

I. Zum Entwurf einer Novelle zum Dampfkessel-Emissionsgesetz 

1. Allgemeines: 

Betrachtet man die Entwicklung der Festlegung von Emis­

sionsgrenzwerten für Dampfkesselanlagen, dann zeigt sich, 

daß diese innerhalb relativ kurzer Zeiträume immer wie­

der strenger gefaßt werden mußten. Diese schrittweise 

Verschärfung der Emisssionsgrenzwerte bedeutet für die 

Betreiber von Dampfkesselanlagen eine laufende Verände­

rung ihrer Rauchgasentsorgungsanlagen, was selbstver­

ständlich mit hohen Kosten verbunden ist. Den Betreibern 
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wäre mit strengen, jedoch auf längere Sicht ausreichen­

den.Grenzwerten si�herlich mehr ged�ent, auch wenn ihnen 

dad urch im Augenblick h5here Kosten zU8emutet �erden 

müßten. �ür �ine solche langfristige Planung wären fol-
gende Grenzwerte vorzusehen: 

Emissionsgr enzwe r te (in 1Ilg/cm): 

Schadstoff S02 NO Staub HF HeL 
x 

feste Brennstoffe 100 100 30 5 10 

flüssige 
"Brenns tO'ff e 100 100 30 5 10 

gasf5rmige 
Brenn's tof f·e 10 50 10 5 1 

Die se Werte 1Ilüßten für alle Anlagen gel�en, wobei für 

Altanlag·en ang'emessene Übergangsfri;st-en te:i,ngeräumt :wer­

den müßten. 

2. Zu einze lnen Best�mmungen wird folgendes bemerkt: 

I 

Zu Artikel I: 

Zu Z. 4 (§ Se): 

Die 'Fest l'egung einer Ver pflichtung .zur laufenden Anpas ­

sung von Dampkesselanlage n an den jeweiligen Stand der 

Technik ist von der Sache her .grundsätzlich zu begrüßen. 

Gegen die Bestimmungen d es Abs. 1 bestehen jedoch wegen 

ihrer Umbestimmthe.it Bedenken im Hin.blick auf Art. 18 
B- VG. Dem ersten Satz des Abs. 1 kommt eine doppelte 

, 
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Funktion zu� Di�se Vorschrift richtet sich einerseits 

an den Betreiber einer Dampfkesselanlage. Er hat die 

Anlage jeweils den Erfordernissen der betreffenden Ver­

ordnungen anzupassen. Der diesen- Erfordernissen entspre­

chende Zustand gilt nach Abs. 4 als konserisgemäßer Zu­

stand. Stellt ein Überwachungsorgan anläßlich einer Über­

prüfung eine Abweichung von diesem Zustand fest� so hat 

es die Behörde hievon zu verständigen und die"se hat dem 

Betrei ber di e entsprechenden Anordnu"ngen zu erteilen 

(§ 7 Abs. 5 bis 7). Die Bestimmung des �rsten Satzes 

des Abs. 1 soll aber auch die materielle Grundlage fUr 
die Verordnungen im Sinne des zweiten Satzes bilden. 

Im Hinblick auf das Erkenntnis des Verfa�sungsgerichts­

hofes vom 4. 12. 1984, G 82/8 3, G 139/84, G 148/84, V 

6 1/83, V 25/84, V 28/84, dUrfte hier eine formalgesetz­

liche Delegation vorliegen. 

Bei der Regelung im Abs. 3 erscheint die Angabe der Rest­

nutzungsdauer lediglich in Stunden als nicht ausrei�hend, 

weil für die Beurteilung der Rentabilität von Investitio­

nen zur Anpassung einer Anlage an den jeweiligen Stand 

der Technik die Restnutzungsdauer in Jahren, wie sie 

sich aus der kalkulatorischen Abschreibung ergibt, �on 

entscheidender Bedeutung ist. 

Außerhalb der vorliegenden Novelle wird zu § 1 1  Abs. 7 
folgendes bemerkt: 

Eine Änderung dieser Vorschrift ersche�nt deshalb notwen­

dig, weil eine Erneuerung von Teilen �iner bestehenden 

Altanlage oder der Betrieb eines zusätzlichen Dampf­

kessels nicht zu einer Anwendung des § 5 auf A�tanlagen 

ftihrt, weil diese meist ohne Bescheid nach § 4 Abs. 8 

betrieben werden (es sei denn, "die Behörde war wegen 

Überschreitung der Emissionsgrenzwerte um mehr als das 
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Doppelte und/oder Unterschreitung des Mindestwirkgrades 

um mehr als 10 % zur Erlassung eines Bescheides ver­

pflichtet) und es in der Praxis kaum Änderungen an Dampf­

kesselanlagen gibt, die eine Verschlechterung der Emis­

s�onsgr enzwerte oder des Kesselwirkungsgrades zur Folge 

haben. Es sollten daher die Grenzwerte für alte Anlagen­

t.ile und für neue Anlagenteile genau festgelegt werden. 

Dies könnte in Anlehnung an Punkt 1/5 der flRichtlinien 

für die Vollziehung des § 11 DKEG betreffend Übergangs­

bestimmungen für Altanlagen'!� Anlage zum Er laß des Bun­

desministeriums für Bauten und Technik vom 25. 1. 1985, 

Zl. 43032/66-IV/3/83, erfollen. 

11. Zum Entwurf e iner Luftreinhalte�erordnung für Kessel­

anlagen 1986 

Zu § 1 Abs. 1: 

Der zweite Satz ßollte wie folgt lauten: flWenn jedoch die 

Verbrennungsgaszüge mehrerer Dampfkessel, �ie im Regelfall 

gleichzeitig in Betri�b stehen, in einen gemeinsamen Schorn­

stein münden, der auch �ehrere Züge umfassen kann, oder 

wenn mehrere DampfkessEl �ines Betreibers , die im Regel­

fall gleichzeitig in Betrieb stehen, in einem engen räum­

li.chen Zusammenhang stehen, so sind diese Dampfkessel grund­

sätzlich als eine einzige Dampfkesselanlage zu betrachten. � 

Die Formulierung im .Entwurf ließe nämlich die lnterpr·eta­

tion zu, daß mehrere Dampfkessel eines Betreibers, die in 

einem engen räumlichen Zusammenhang stehen, auch dann als 

eine einzige Dampfkesselanlage zu betrachten sind, wenn 

sie nicht im Regelfall gleichzeitig in Betrieb stehen. 

. -�. 
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Zu § 1 A bs. 5 :  

Neben den Massekonzentrationen, die als mg/m' angegeben 

werden und lediglich die Schadstoffv�rdünnung angeben, 

sollte als zusätzliche Kenngröße auch der Massestrom, 

also die Gesamtmenge des Schadstoffes, die in einer be­

stimmten Zeiteinheit ausgestoßen wird, als zusätzliches 

Kriterium herangezogen werden. Dies insbesondere bei 

Anlagen mit einer Brennstoffwärmeleistung von mehr als 

100 MW • .  

Zu § 1 Abs. 8 Z. 3 und 4: 

Wenn als Beurteilungswert nur der Mittelwert von mehre­

ren Mittelwerten herangezogen wird, können Belastungs­

spitzen durch Zeiten geringerer Belastung so weit ver­

schleiert werden, daß tatsächliche Belastungsspitzen 

nicht mehr als solche erkannt werden können. Es wäre 

daher notwendig, daß d�e Einzelmessungen innerhalb einer 

vertretbaren Zeitspanne erfolgen, z.B. innerhalb einer 

halben Stunde, und die innerhalb dieser halben Stunde 

gemi ttel ten Werte dann als Beurteilungs.wert herangezogen 

werden. 

Zu § 2 Abs. 1: 

Hier wird bestimmt, daß Emissionseinzelmessungen nur 

bei solchen Betriebszuständen zu berücksichtigen sind, 

bei denen die Anlage vorwiegend betrieben wird. Hiebei 

wäre es jedoch bei Anlagen, die betrie·bsbedingt ein häu­

fiies Anfahren bzw. häufige Lastwechsel erforderlich 

machen, unbedingt not.wendig, daß die vermehrten Emissio­

nen beim Anfahren bzw. bei Lastwechsel anteilsmäßig Be­

rücksichtigung finden. 
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Zu IS 2 Abs. 4: 

Auch bei d�eser Vorschrift sollten bei der Bestimmung 

und Bewertung der Rußzahl eventuell notwendige häufige 

Lastwechsel in das Meßer�ebnis �it �inbezogen verden. 

z u � 2 A b.s. 6: 

Der letzte Satz sollte wie folgt lauten: 

" Xeiner der Beurteilungswerte darf den Emissionsgr�nz­

wert übers.chrei t-en" . 

Es ist nämlich nicht einzusehen, ·:warum für ,Xohle, 'di-.e 

teilweise ohnedies berei ts weniger stre'nge Grenzwerte 

au�weist, auch noch die Beurteilung der Einhaltung der 

Grenzwerte weniger 'str-eng erf olgen soll. 

Zu § 3! 

Grundsätzlich soll ten konti:nuierliche "Emission'smessungen 

bei allen Anlagen mit mehr als 50 :MW für die Luft.schad­

stoffe S02' Stickoxide und Staub �rfolgen. �ei allen 

Anlagen mit mehr als 10 MW �ollten darüber hinaus bei 

variablen Betri ebsbedingungen und bei betrieblichen Maß­

nahmen, die Einfluß auf die S02 -E missionen haben, sowi� 

bei Mischfeueru'ngen und bei all'en Anlagen, ,die mit Rauch­

gasreinigungsanlagen ausgerüstet sind, grundsätzlich 

S02 und allenfalls Stickoxide und Staub mittels konti-

n ui er li ch regi s tri eren de r Emi ssionsme.ssung -erho ben w'er­

den, um die WirksalIlkeit der betrieblichen Maßnahmen bzw. 

der Rauchgasreinigungsanlage bel�gen zu k önnen. 
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Zu § 3 Abs. 5: 

Unvorhersehbare Betriebsstörungen, d�e eine Überschrei­

tung der zulässigen Emissionen verursachen, müssen als 

solch"e deklarier"t werden. Vorhersehbare Betriebsstörun­

gen bzw. Anfahrzeiten oder ähnliches, was unter Umstän­

den mehrmals pro Tag erfolgen kann� können nicht unbe­

rücksichtigt bleiben. Grundsätzlich müssen die Emissions­

grenzwerte eingehalten Merden, ein Recht auf wiederholte, 

regelmäßige Überschreitungen darf nicht statuiert werden. 

Zu § 4 Z. 1: 

Es sollte eine Verfügbarkeit der Daten von mindestens 

95 % angestrebt wer�en, da bei 90 % �ro Monat drei Tage 

ohne Beleg blieben. 

Zu § 6 Abs. 1: 

Der Betreiber hat während des Betriebes der Anlage die 

Meßgeräte so häufig zu kontrollieren, daß das Meßgerät 

stets funktionsfähig ist (Nullpunkt, Eichungsschutz). 

Behcrdenkontrollen müssen jederzeit möglich sein. 

Zu § 6 Abs. 2: 

Die Meßgeräte und alle dazugehörenden Komponenten sind 

so oft wie nötig, mindestens aber alle drei Monate, von 

e�ner Wartungsfirma zu betreuen. Hierüber hat der Betrei­

ber Aufzeichnungen zu führen. 

Zu § 6 Abs. 3: 

Der Sachverständige hat im Rahmen der Überwachung die 

Aufzeichnungen gemäß Abs. 2 zu kontrollieren und mehr­

mals pro Jahr, jedoch mindestens einmal pro Jahr, die 
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Richtigkei t der Anzeige der Meßgeräte durch -Vergl�ichs­

messungen mit �xtremen Geräten zu überprüfen (Eichproto­

kolle). 

Zu � 9 Abs. 1: 

�ie geplante Reduktion beim Schwefelgehalt von Heiz6l 

extra leicht bis Heiz61 mittel wird sehr begrüßt. Bei 

Heiz6l schwer sollte ab 1987 der Schwefelgehalt eben­

falls nur mehr 1% betragen. 

Zu § 9 Abs. 2: 

Di-ese Bestimmung -sollte durch �ine dem .§ 10 Abs. 2 ana­

loge Formulierung �rsetzt �erden und wie folgt lauten: 

"Lagerbestände an Br;ennstoffen, die .im Zeitpunkt des 

lnkrafttretens di'eser Verordnung noch ,,'orhanden "Sind 

'Und den Bedingungen des Abs .. 1 nicht ·entsprechen� dürfen 

noch innerhalb �ines Jahres nach �em I nkraft treten die­

ser Verordnung aufgebraucht wer.den. "" 

Zu § 9 Abs. 3: 

Hier sollte folgender Satz angefügt �erden: 

"Die Wirksamkeit bzw. Eignung dieser Maßnahmen ist durch 

eine dauernd registrierende Schwefeldioxidemissionsmes­

sung zu belegen." 

Zu § 9 Abs. 4: 

Dieser Absatz erfordert noch eine Ergänzung dahingehend, 

daß festgelegt wird, inwieweit ein Abweichen von den 

ÖNORMEN als geringfügig betrachtet wird. 
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Zu § 10 Abs. 1: 

Die in diesem Absatz genannte Grenze von Dampfkesselan­

lagen bis zu 50 MW sollte zur Vermeidung von Mißverstän�­

nissen durch die Begrenzung bis zu 10 MW ersetzt werden. 

Ebenso sollte in der anschließenden Tabelle 1 die Spalte 

�it grHßer als 10 bis 50 MW entfallen. Dies entspräche 

auch den Erläuternden Bemerkungen zu § 10 auf S. 3, aus 

denen hervorgeht, daß alle Anlagen mit mehr als 10 MW 

mit Rauchgasentschwefelungsanlagen ausgestattet werden 

mössen • .  Weiters sollte die Verwendung von Braunkohle 

und Steinkohle gemäß den Erläuternden Bemerkungen zu 

"§ 10 für die kleinen Kesselanlagen entfallen. 

Zu "§ 11: 

Entsprechend den Aussagen in den Erläu�ernden Bemerkun­

gen zu § 10 müßte diese Bestimmung wie folgt lauten: 

"Dampfkesselanlagen mi t ei.ner Brennstoffwärmel·eistung, 

die grHßer als 10 MW bis 100 MW ist, dürfen grundsätz­

lich nur mit solchen konventionellen festen oder flüssi­

gen Brennstoffen befeuert werden� die keine die in der 

folgenden Tabelle 2 enthaltenen Werte überschreitenden 

Schwefeldioxid-(S02-)Emissionen im Rauchgas vor der Ein­

leitung in die Rauchsasentschwefelungsanlage mit 90 % 
Wirkungsgrad verursachen." Außerdem müßte es in der Ta­

belle 2 statt "grHßer als 50" "grHßer als 10" lauten. 

Allerdings erscheint es problematisch, durch die oben 

genannten Rauchgaswerte die EinsatzmHglichkeit der ver­

schiedenen Heizmaterialien einerseits zu beschränken, 

andererseits diese nur auf eine 90 % wirksame Abgasreini­

gungsanlage auszulegen. Denkhar wäre auch der Einsatz 

schwefelhaltiger Materialien bei Verwendung einer besser 

wirksamen Entschwefelungsanlage. So kommen z. B. in Hoch-
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filzen höher schwefelhaltige Brennstoffe zum Einsatz, 

di� zu 99 % wirksame Rauchgasentschwefelungsanlage ge­

währleistet trotzdem ��nen Emissionsgrenzwert von unter 

50 mg S02/m'. 

Zu P 12 Abs. 3: 

Die Al töle sollten neben den genannten Analysenwerten 

auch Grenzwerte für Nickel und or�anische Chlorverbindun­

gen enthalten. Die im § 12 Abs. 2 genannten Transfcrmat o­

renBle enthal ten häufig erhebliche Mengen an hochtoxi­

schen PCB. Daher scllten auch hiefür Grenzwerte festge­

legt v-erden. Wei ter s 'soll te v·erboten -wer-d·en� daß Al töle., 

die den Analysenanforderungen nicht genügen, mit besse­

r'en Reizölqualitäten vermischt werden -und 'so die AltBle 

dennoch verbrannt werden. Grundsätzlich ist hi�zu festzu­

stellen, daß die hi-e bei hin·tanzuhal tenden Schwermetall­

emissionen nicht nur wegen der �ntstehenden Schwermetall­

immissionskonzentrationen in der Luft zu verhindern sin�, 

sondern -besonders auch .wegen d·er über länger-.e Zeit zu 

befürc��enden .Akkumulati.onen in t4al-d- und anderen Bööen, 

von wo sie d'ann i.n das gesamte Öko'syst em gelangen und 

nich t mehr zu entfernen sind. 

Zu § 1 3  Abs. 6: 

Der letzte Sa tz dieses Absatzes ist unklar, weil diese 

Grenzwerte ftir Holzreste mit Kunst stoffbeschich tung so­

wie f�r Holzreste mit überwiegenden ��ndeanteilen nicht 

gel ten sollen, andererseits hiefür jedoch keine eigenen 

Gr-enzwert:e festgeleg t werden. 
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Zu § 14 Abs. 1, Tabelle 5: 

Da die Anlagen mit einer Brennstoffwärmeleistung von 

10 bis 50 MW sehr häufig �ind und Braunkohle bei Anlagen 

dieser GrHßenordnuni sehr hohe S02-Immissionen verur­

sach t, sollten neue Anlagen dieser GrHßenordnung nicht 

mit Braunkohle befeuert werden dürfen. Auch die mit Heiz­

Hl befeuert en Anlagen dieser GrHßenordnung sollt en nur 

mit Heizölen 

solcher 'Quali tät bef-euert werden, daß bei einer 90%igen 

Entschwefelung ein maximaler Emissionsgr--enzwert von 200 
mg S02/m3 nicht überschrit ten wird. 

Zu § 14 Abs. 2: 

Hier sollte folgender Satz aniefüit werden: 

"Die Einhaltung .der Emissionsgrenzwerte ist dur.ch ;eine 

dauernd registrierend-e Emissionsüberwachung zu belegen.� 

Zu § 14 Abs. 3: 

In diesem Absatz werd-en die Em-issionen von bestehenden 

Anlagen mit einer großen oder s-ehr großen Brenn�toff­

wärmeleistung und -einer R-estnutzungsdauer von mehr als 

15.000 Stunden geregelt (50 und E-ehr MW). In diese Rege­

lung sollten unbedingt auch die Altanlagen mit einer 

Brennstoffwärmeleistung von 10 bis 50 MW mit einbezogen 

werden, da dies� Anlagen einen sehr großen Anteil an 

den Gesamtemissionen haben. 
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Spätestens na.ch dr-ei Jahren ab dem Inkrafttreten di'e-ser 

Verordnung sollten daher auch bei den Altanlagen di-e 

Grenzwerte d'er Tabelle 5 -eingehalten werden müssen. An­

lagen bis 50 MW sollten ab diesen Zei tpunkt ni,cht mehr 

mit B�aunkohle bef-euert werden �ürfen. 

Zu � 14 Abs. 4: 

Bei besonders stark schwankendem Schwefelgehalt fester 

Brennstoffe ist die Entschwefelungseinrichtung der Dampf­

ke'sselanlagen so zu bemessen� daß 'ständig die Gr.enzwerte 

nach Maßgabe des § 3 Abs. 2 :eingenalt'en werden kön.nen. 

Zu § 14 Abs. 5: 

Dieser Absatz wäre �rsatzlos zu $tre�ch.n, weil �r %u 

Mi"ßvers:tändnissen Anlaß gibt .. 

Zu § 16: 

Di eser Pa'r:agr'aph soll te dahingehend geändert werden t 

daß der' Betr'ei'ber ·ei.ner Anlage 'verpflichtet ist, :da'für 

'Sorge ,zu t�agen, daß die für sei.ne Anlage vorgesehenen 

Brennstoffquali täten in a,u.sreichend'er Menge vorhanden 

s�nd. Wenn eine dauernde Versorgung �it den vnrg-esehenen 

Brennstoffqualitäten fraglich ·erscheint, ist die Anlage 

:so auszuleg en , daß sie mi t den üb1.i cherweise ·erhäl t1i­

chen Brennstoffqualitäten ebenfalls die Grenzwerte ein­

hält. Nur außerordentliche Versorgungsnotstände recht ­

fertigen ein Abgehen von diesem Prinzip. 
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Zu den Grenzwerten für Dampfkesselanlagen der Müllver­

brennung (§§ 18 und 19): 

Vor Verwendung von Müll als Brennstoff für Dampfkessel­

anlagen ohne Berücksichtigung des E�nsatzort€s muß ge­

warnt werden. In diesen Bestimmungen wird auf die örtli­

chen Gegebenheiten, die Voraussetzung dafür sind, daß 

eine Müllv€rbrennung überhaupt durchgeführt werden kann, 

nicht Bezug genommen. In den €ngen� schlecht durchlüfte­

ten Tal- und Beckenlagen des alpinen Raumes erscheint 

die Errichtung von Müllverbrennungsanlagen grundsätzlich 

problematisch. Sogar in der Bundesr€publik Deutschland 

wird in der TA-Luft insofern auf diese Zusammenhänge 

Rücksicht genommen, als im Punkt 3. 2.1.1. 3 der TA-Luft 

vom 4. Februar 1983 darauf hingewiesen wird, daß 'bei 

Anlagen mit einem MassestrGm von Abfällen bis 0, 75 t 

pro Stunde, also bei Kleinanlagen� die täglich weniger 

als 2 4  Stunden betrieben oder tageweise stillgelegt wer­

den, im Hinblick auf.austauscharme Wetterlagen (z. B. 

bei häufig auftretenden Strahleninversionen) zeitliche 

Beschränkungen des Betriebs bei einer Anlage in ei.nem 

Stadtkern notwendig sein können. Da nunmehr in den alpi­

nen Tal- und Beckenlagen in Abhängigkeit von der Jahr€s­

zeit derartige Strahlungsinversinnen nicht die Ausnahme, 

sondern die Regel sind, sollte die Errichtung von Müll­

verbrennungsanlagen dieser Art jrundsätzlich bei unge­

eigneten Standortverhältnissen nicht erfolgen dürfen. 

Zu § 18 Abs. 3: 

Zu den in diesem Absatz genannten Grenzwex:-ten für Schwer­

metalle wird festgest·ellt, daß die .in der Bundesrepublik 

Deutschland geltende 13. Verordnung zur Durchführung 

des Bundesimmissionsschutzgesetzes (Verordnung über Groß­

feuerungsanlagen vom Februar 1983) als Grenzwerte folgen­

des angibt: "Werden andere feste Brennstoffe als Kohle 
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oder Hol2 eingesetzt, so dürfen di� staubfBrmigen Immis­

sionen an Arsen, Blei, Cadmium, Chrom, Kobalt, Nickel 

und deren Verbindungen, angegeben �ls El�mente, im Abgas 

eine Massekonzentration 'Von ins'gesamt 0, 5 .mg/m' .Abgas 

-ni cht ü be� schrei ten. ·" Die 'en ts.prechenden Emissionsgr:enz­

werte gemäß § 18 Abs. 3 betragen jedoch ohne Bl�i und 

ohne Nickel mehr als 2 mg und übersteigen somit die in 

�er Eundesrepublik Deu�schland zugelassenen Grenzwerte 

für hochtoxische Schwermetalle um mehr als das Vier�ache. 

Grundsätzlich sollte das Müllproblem durch Müllvermei­

dung und Müllsortierung und nicht dur,ch :t-1üllverbr·ennung 

8'elöst werden , weil die Schwermetall belastungen ilD Müll 

langfristig gesehen .auch bei Einhal t·ung von Emission's­

grenzwerten wegen der Akkumulationsgefahr in Wald- und 

anderen Böden eine mit der Zei: zunehmende Gefahr dar­

stel�en. Dies gilt besonders für Xleinanlagen und Pyro� 
lyseanlagen, �ie ohne wesentliche Abgasreinigung arbei­

ten und daher grundSätzlich abgelehnt werden sollt�n. 

Zu § 1 9  Abs. 2: 

Aus den vorhin angeführten Gründen sollte der zweite 

Satz 'ersatzlos gestrichen werden. 

Zu § 20: 

Die in diesem Paragraphen genannten Gr�nzwerte für Blei� 
Zink, Chrom, Cadmium von insgesamt 4 mg und 1 lDg für 

Chrom und Cadmium ergeben insgesamt 5 mg toxischer 

Schwermetalle. Die Grenzwerte der 13. Verordnung �ur 

Durchf-ührung des Bundesimm.issionssch.utzgesetzes (Verord­

nung über Großfeuerungsanlagen vom Februar 1 983), begren­

zen hingegen für andere �lüssige Brennstoffe als HeizBl 
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nach DIN 51603 die staubförmigen Emissionen an Arsen, 

Blei, Cadmium, Chrom, Kobalt und Nickel und deren Verbin­

dungen, angegeben als Elemente in Abgasen, auf eine Mas­

sekonzentration von insgesamt 2 mg/m3 Abgas. Auch hier 

erscheinen die österreichischen Grenzwerte relativ hoch, 

selbst wenn man berücksichtigt, daß beim österreichi­

schen Grenzwert Zink' miterfaßt ist. 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme werden unter einern 

dem Präsidium des Nationalrates zugeleitet. 

Für die Landesr�gierung: 

Dr. G s t r e i n  

Landesamtsdirektorstellvertreter 

Abschriftlich 

An alle Ämter der Landesregierungen 

gesondert an die Verbindungsstelle der Bundesländer 
beim Amt der NiederÖsterr. Landesregierung, Wien 

an das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst, Wien 

an das Präsidium des Nationalrates, Wien, 25 Ausfert. 

an alle National- und Bundesräte in Tirol 

zur gefl. Kenntnisnahme. 

F.d.R.d.A.: 

��� 

Für die Landesregierung: 

Dr. G s t r  e i n  

Landesamtsdirektorstellvertreter 
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